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Wortgefecht zumSprachenstreit
Schule Gegner undBefürworter der Fremdspracheninitiative kreuzten beimPodiumsgespräch der

«Luzerner Zeitung» die Klingen.Wie viel Englisch und Französisch kann Primarschülern zugemutet werden?

Urs-Ueli Schorno
ursueli.schorno@luzernerzeitung.ch

Bis jetzt gilt im Kanton Luzern
das 3/5-Modell: Englischwirdab
der dritten, Französisch ab der
fünften Klasse unterrichtet. Die
Initiantenwollendas3/7-Modell:
Die zweite Fremdsprache käme
erst ab der Oberstufe hinzu. Am
gestrigen Podium in den Räum-
lichkeitenunsererZeitung fühlte
Moderator Alexander von Däni-
ken, Ressortleiter Kanton der
«Luzerner Zeitung», Befürwor-
tern undGegnern auf den Zahn.

Für die Initiative argumen-
tierten Annamarie Bürkli, Präsi-
dentin des Luzerner Lehrerin-
nen- und Lehrerverbands, und
Bernhard Steiner, SVP-Kantons-
rat und Kinderarzt. Als Gegner
tratenauf:BildungsdirektorReto
Wyss sowieNationalrätinAndrea
Gmür (beideCVP).

Kindermachenzwei
Entwicklungsschritte

Zunächst erklärte Annamarie
Bürkli, weshalb sie die zweite
Fremdsprache erst in der Sekun-
darstufe unterrichten will: «Als
Lehrerin erlebe ich heute viele
Schüler, dieüberfordert sind.Der
Misserfolg frustriert Eltern und
Kinder.» Sie hoffe, dass nun
«Politiker endlich auf die Basis,
die Lehrer, hören».

Regierungsrat RetoWysswi-
dersprach: «80 Prozent der
Lehrer halten eine zweite
Fremdsprache für richtig.» Er
rief wiederholt dazu auf, die Si-
tuation nicht schwarzzumalen.
«Wir sind überzeugt, gut unter-
wegs zu sein.»Bernhard Steiner
hält diesen Standpunkt für blau-
äugig, wofür er wissenschaftli-
che Argumente zur Hand hat:
«Einfaches Sprachenlernen ist
bis imAlter von etwa fünf Jahren
möglich. Der nächste Sprung
setzt erst mit elf Jahren ein, wo
analytisches Sprachenlernen
möglich wird.» Nationalrätin

AndreaGmür entgegnete darauf
spitz: «Danndürfenwir bis in die
Oberstufe überhaupt keine Spra-
chenmehr unterrichten.»Gmür,
selbst ausgebildete Lehrerin auf
der Gymnasialstufe, sagte aus,
sie erlebe Sprachunterricht in
der Primarschule als spielerisch
undmotivierend und nicht ana-
lytisch und überfordernd. «Kin-
der, die früh auf die Sprachen
sensibilisiertwerden, profitieren
später – ganz klar.»

Regierungsrat Reto Wyss
brachte schliesslich seine Argu-
menteaufdenPunkt:«Die Initia-
tivebringtmehrProblemealsLö-
sungen.»Die Initiantenkönnten
nicht aufzeigen, wie der Fremd-
sprachenunterricht bei einerAn-
nahmeaussehenwürde. Er halte
es zudemfür falsch,wennLuzern
einen anderen Weg als seine

Nachbarkantone einschlage.
«Wir wollen keine Insellösung.»

Annamarie Bürkli betonte,
dass mit der Initiative am Ende
derSchulzeit dieLernziele inbei-
denFremdsprachenerreichtwür-
den. So sei auchderVielsprachig-
keit derSchweizRechnunggetra-
gen. Welche Sprache bei einer
Annahmeder Initiative inderPri-
marstufe unterrichtet werden
soll, lassen die Initianten offen –
der Regierungsrat würde auf
Frühfranzösisch setzen. Die leb-
hafte Debatte zeigte, dass es am
24. September um einen rich-
tungsweisendenEntscheid geht.

www.
Das Podium in voller Länge
zum Nachsehen auf:
luzernerzeitung.ch/video

Von links: SVP-Kantonsrat Bernhard Steiner; Annamarie Bürkli, Präsidentin des Luzerner Lehrerverbands;Moderator Alexander vonDäniken; CVP-
Nationalrätin Andrea Gmür und Bildungsdirektor RetoWyss (CVP). Bild: Nadia Schärli (Luzern, 6. September 2017)
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keineSpra-
chenmehr
unterrichten.»
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Nationalrätin CVPLuzern

EineTrutzburgnamensSVP
Abstimmung Die Vorlage zur Ernährungssicherheit spaltet die Luzerner Bauern und die SVP-Vertreter: Als einzige

Zentralschweizer Sektion fasste die Kantonalpartei dieNein-Parole. Schuld daran dürfte ein Bundesrat sein.

Die SVP schert aus: Als einzige
Luzerner Partei hat sie dem
Gegenentwurf zurVolksinitiative
«FürErnährungssicherheit»eine
Absageerteilt.Deutlich:Mit 100
zu 15 Stimmen bei 14 Enthaltun-
gen schickten die SVP-Delegier-
ten die Vorlage bachab – obwohl
ihreNationalrätedasGeschäft im
Parlament unterstützt hatten
(Ausgabe vom 1. September).

Mit derNein-Parole sorgt die
Volkspartei nicht nur unter den
Zentralschweizer SVP-Sektionen
für einenAusreisser.
Die Luzerner SVP
bäumt sich auch
gegen die Mutter-
partei auf: Die De-
legiertender SVPSchweiz votier-
ten mit 208 zu 114 Stimmen bei
14 Enthaltungen für ein Ja.

Die vom Schweizer Bauern-
verband initiierte Initiative «Für
Ernährungssicherheit» wurde
2014 eingereicht. Die Landwirte
wollten damit die einheimische
Lebensmittelproduktion stärken.
DerGegenvorschlagberücksich-

tigt nun die ganze Wertschöp-
fungskette. Dazu gehört die Si-
cherungdesKulturlandesebenso
wiederKampfgegenLebensmit-
telverschwendung.

«Knackpunktwar
PassuszumFreihandel»

DassdieLuzernerSVP inderZen-
tralschweiz eine Trutzburg dar-
stellt, hatParteipräsidentinAnge-
laLütholdkommensehen:«Weil
die Luzerner Vertreter schon bei
der nationalen Delegiertenver-

sammlunggeschlos-
sen gegen die Vorla-
ge gestimmt hatten,
überraschte mich
dasNein ander kan-

tonalen DV wenig.» Für die Ab-
lehnungwürdenmehrereGründe
sprechen. So sei etwa die Forde-
rungnachressourcenschonender
Produktion laut der Nottwilerin
schon heute in der Verfassung
verankert.«DerKnackpunktwar
derPassuszumFreihandel», sagt
Lüthold. Der neue Verfassungs-
artikel solldenBundverpflichten,

dieBasis fürgrenzüberschreiten-
deHandelsbeziehungenzuschaf-
fen, die zur nachhaltigen Ent-
wicklungderLandwirtschaftbei-
tragen.«InunserenAugen istdies
einWiderspruch. Je liberaler der
Markt, desto weniger lässt sich
Nachhaltigkeit kontrollieren.»

AndersalsdieSVPunterstützt
der Luzerner Bäuerinnen- und
Bauernverband die Vorlage. Die
Verankerung der Ernährungs-
sicherheit inderVerfassunggebe
«Bauernfamilien eine Zukunfts-
perspektive» und sichere eine
«nachhaltige, hochwertige Le-
bensmittelproduktion», teilteder
Verbandmit.«MitdieserVorlage
können zudem gewisse Fehlent-
wicklungen korrigiert werden»,
sagtPräsident JakobLütolf (CVP)
aus Wauwil. «Extensive Land-
wirtschaft zu betreiben, ist heute
lukrativer, als Lebensmittel zu
produzieren. Das muss sich än-
dern.» Gemäss Lütolf steht «die
grosse Mehrheit der Landwirte»
hinter der Vorlage – auch wenn
das SVP-Nein anderes vermuten

liesse.«DieBauernsindnichtzer-
stritten, aber eshabensichoffen-
bar viele verunsichern lassen.»

Schneider-Ammann
hatZweifel gestreut

Laut Bauernverbandspräsident
Lütolf hat Bundesrat Johann
Schneider-Ammann Zweifel ge-
streut. Dieser sagte Anfang Juli
gegenüber derNZZ, der «Schritt
Richtung offene Märkte tut der
Landwirtschaft zwarweh,aberer
bedroht nicht ihre Existenz per
se». Der «nächste Schritt dort-
hin» sei die Abstimmung vom
24. September. Später revidierte
Schneider-Ammann sein State-
ment –unter anderemauchbeim
BesuchbeiRamseier inOberkirch
(Ausgabe von gestern). «Ent-
scheidend für den Bauernver-
bandsinddieAussagen,die inder
Ratsdebattegemachtwurden.Da
war voneinerweiterenMarktöff-
nung keine Rede», sagt Lütolf.
«Bei den Verhandlungen zur Ag-
rarpolitikab2022werdenwirden
Bundesrat beimWort nehmen.»

Das wird auch Tony Graber tun.
Der Schötzer SVP-Kantonsrat
und Landwirt gehörte zu den 15
Delegierten, die sich für dieVor-
lage aussprachen. «Mit einigen
Details des Verfassungsartikels
bin auch ich nicht glücklich.
Einer allfälligen Marktöffnung
muss Einhalt geboten werden»,
sagt Tony Graber. «Doch ein
Nein zu dieser Vorlage könnte
riesigenSchadenanrichten.»Mit
derAblehnungwürdedas Signal
ausgesendet, man sei nicht auf
die Schweizer Landwirtschaft
angewiesen. «Ein solches Zei-
chennachaussenkönnenwir uns
nicht leisten.»

DiegegenteiligeHaltungvie-
ler seiner Parteikollegen führt
Graber auf eine«Trotzreaktion»
zurück. Der Schweizer Bauern-
verband und gewisse SVP-Land-
wirte hätten das Heu nicht auf
derselben Bühne. «Das ist nun
die Antwort darauf.»

Evelyne Fischer
evelyne.fischer@luzernerzeitung.ch

24. September
Abstimmung

Lastwagen kippt –
Chauffeur verletzt
Eschenbach BeimEntladenvon
Aushubmaterial im Kieswerk ist
es am Dienstagnachmittag zu
einem Unfall gekommen: Der
Lastwagenchauffeur fuhr rück-
wärts eine Rampe hoch und be-
gann mit dem Entladen. Dabei
kipptederLKWaufdie linkeSei-
te und klemmte den Chauffeur
ein,wiedieLuzernerPolizeimit-
teilt. Für die Bergungmusste die
Feuerwehr ausrücken. Ein Am-
bulanzteambetreutedenVerletz-
tenundbrachte ihn insSpital.Am
Kipper entstand Sachschaden
von rund 90000 Franken. (red)

Unterstützung
für Altersreform

Luzern DieCVP-naheArbeitsge-
meinschaft Wirtschaft und Ge-
sellschaft (AWG)desKantonsLu-
zernsagtausSichtderKMUJazur
Altersreform 2020. Die Vorlage
ersparedenBetrieben«Unsicher-
heitundKosten»,bei einemNein
würde eine kurzfristige Mehr-
wertsteuer-Umstellung drohen,
heisst es ineinerMitteilung.Kein
Verständnis hat die AWG «für
dieOppositionausGewerbekrei-
sen».Denn«diewichtigstenFor-
derungen der Wirtschaft» seien
aufgenommenworden. (red)

Personalverbände
fordern Umdenken
Bevölkerungsumfrage Auch die
Arbeitsgemeinschaft der Luzer-
nerPersonalverbändehatdieRe-
sultate der kürzlichen Bevölke-
rungsumfrage analysiert. Diesen
zufolgewürdenstaatlicheDienst-
leistungen «einen grossen Rück-
halt» in der Bevölkerung genies-
sen–dasVertrauen indieFinanz-
politikderRegierung sei aber auf
der Strecke geblieben. Über
90 Prozent der Befragten seien
gegen einen weiteren Abbau bei
derBildungoderderöffentlichen
Sicherheit.UrbanSager,derneue
ALP-Präsident und SP-Kantons-
rat, folgert: «Weitere Kürzungen
beim Personal» seien so «vom
Tisch». Es brauche«einUmden-
ken von Seiten der Politik». (red)

JungeGrüne
setzen aufs Velo

Mobilität Mit «Velolove» haben
die Jungen Grünen des Kantons
Luzern eine Charmeoffensive
fürsZweiradgestartet. Im laufen-
den Monat wollen sie mit Kurz-
filmen für die Vorteile des Velos
sensibilisierenundbeiVerkehrs-
planungeneinePriorisierungdes
Veloverkehrs erwirken. Weitere
Infosunterwww.velo-love.ch. (red)

Neue Turnhalle
in Planung

Beromünster Eine beauftragte
Steuerungsgruppe hat die Be-
dürfnisse für eine Dreifachturn-
halle abgeklärt und in einemBe-
richt zusammengefasst.Nochbis
am 24. September befindet sich
dieser inderVernehmlassung.An
derGemeindeversammlungvom
29. November sollen die Stimm-
bürgerübereinenPlanungskredit
befinden können. (red)


